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 Vollzug des Bayer. Straßen- und Wegegesetzes; 
Umbenennung öffentlicher Verkehrsflächen und Umnummerierung von Gebäuden gemäß 
Satzung der Stadt Passau vom 10.07.1973 

 
 

Straßen- und Hausnummernänderungen bzw. Hausnummernvergabe 
 

 
Fl.Nr. 
Gemarkung 

 bisherige Straßen- 
u. Hausnummern- 
bezeichnung 

neue Straßen-  
u. Hausnummern-  
bezeichnung 

119/1 
Ries 

 Unteröd i. Ilztal 25 
 

Unteröd i. Ilztal 25 
Unteröd i. Ilztal 25 a 
 

 
___________________________________________________________________ 
Passau,22.07.2026 
STADT PASSAU 
Andreas Rother 
Oberbürgermeister 
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         „Plan verkleinert dargestellt“ 
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 Vollzug des Bayer. Straßen- und Wegegesetzes; 
Umbenennung öffentlicher Verkehrsflächen und Umnummerierung von Gebäuden gemäß 
Satzung der Stadt Passau vom 10.07.1973 
 

 

Straßen- und Hausnummernänderungen bzw. Hausnummernvergabe 
 

 

Fl.Nr. 
Gemarkung 

 bisherige Straßen- 
u. Hausnummern- 
bezeichnung 

neue Straßen-  
u. Hausnummern-  
bezeichnung 

42/8 
Hacklberg 

 Vilshofener Straße 51 
 

Vilshofener Straße 51 
Vilshofener Straße 51 a 
 

 
___________________________________________________________________ 

Passau,23.07.2026 
STADT PASSAU 
Andreas Rother 
Oberbürgermeister 
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                                                                                                                                        „Plan verkleinert dargestellt“ 
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 Kraftloserklärung 
 
 
Die verloren gegangenen Sparurkunden der Sparkasse Passau, Geschäftsstelle Ludwigstrasse, 
lautend auf 

  
  
  
  
Frau 
Brigitte Riederer 
Bayerwaldstr. 32 
94161 Ruderting 
Sparkonto Nr. 3410259794 
 

 
werden hiermit für kraftlos erklärt.  
 
 
Passau, 23.07.2026 
 
 
 
  
Sparkasse Passau 
Otmar Hausfelder  
 (Gebietsdirektor)  
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 Vollzug des Baugesetzbuches (BauGB); 
      Bebauungsplan „Karlsbader Straße“, Gmkg. Haidenhof, 20. Änderung; 
      Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses gem. § 10 Abs. 3 BauGB 
 
Mit der 20. Änderung des Bebauungsplanes „Karlsbader Straße“, Gmkg. Haidenhof, wird im Bereich des 
bestehenden Handels- und Dienstleistungsgebäudes „Goldener Steig“ sowie des dazugehörigen Parkplatzes, 
nördlich der Königsberger Straße auf den Fl. Nrn. 434/168, 434/203 und 549/82 (TF), 434/63, 549/61, jeweils 
Gmkg. Haidenhof, die Möglichkeit zur Errichtung eines zeitgemäßen Gebäudekomplexes u. a. zur Deckung des 
Bedarfs an familien- und seniorengerechtem Wohnen geschaffen.  
Der Stadtrat der Stadt Passau hat den o.a. Bebauungsplan am 27.07.2026 als Satzung beschlossen.  
Dieser Beschluss wird hiermit gemäß § 10 Abs. 3 des Baugesetzbuchs (BauGB) ortsüblich bekannt gemacht. 
 
Mit dem Tage der Bekanntmachung wird der Bebauungsplan rechtsverbindlich.  
 
Der Bauleitplan, die Begründung und ggf. weitergehende Unterlagen können unter folgender Internetadresse 
eingesehen werden: https://www.o-sp.de/passau/. Der Bebauungsplan mit Begründung sowie etwaige auf im 
Bauleitplan Bezug genommene DIN-Vorschriften bzw. Technische Regelwerke werden zudem vom heutigen 
Tage an im Neuen Rathaus, Rathausplatz 3, 94032 Passau, 2. Etage, Zimmer 206, während der Dienststunden 
zur öffentlichen Einsichtnahme bereitgehalten. Die Einsichtnahme der Unterlagen sowie die Möglichkeit über 
die Inhalte, Auskunft zu erlangen, sind nach möglichst vorheriger telefonischer Anmeldung unter 0851 / 396 – 
398 bzw. - 231 zu den Dienststunden möglich. 
 
Auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften und 
von Mängeln der Abwägung sowie die Rechtsfolgen des § 215 Abs. 1 BauGB wird hingewiesen. 
 
Unbeachtlich werden demnach 
1. eine nach § 214 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- 
und 
Formvorschriften, 
2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften über das 
Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans, 
3. nach § 214 Abs. 3 S. 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs und 
4. nach § 214 Abs. 2a im beschleunigten Verfahren beachtliche Fehler, 
 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Bebauungsplans schriftlich gegenüber der 
Gemeinde geltend gemacht worden sind; der Sachverhalt, der die Verletzung oder den Mangel begründen soll, 
ist darzulegen. Außerdem wird auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB 
hingewiesen. Danach erlöschen Entschädigungsansprüche für nach den §§ 39 bis 42 BauGB eingetretene 
Vermögensnachteile, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die 
Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruches herbeigeführt wird. 
 
Passau, den 05.08.2026                  
STADT PASSAU 
Andreas Rother 
Oberbürgermeister 
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 Vollzug des Baugesetzbuches (BauGB); 
      Bebauungsplan „Gütlbauerweg“, Gmkg. Haidenhof, 25. Änderung; 
      Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses gem. § 10 Abs. 3 BauGB 
 
Mit der 25. Änderung des Bebauungsplanes „Gütlbauerweg“, Gmkg. Haidenhof, wird angrenzend an das bereits 
bestehende Allgemeine Wohngebiet (WA) eine weitere Bauparzelle auf einer Teilfläche der Fl. Nr. 614, Gmkg. 
Haidenhof, ausgewiesen.  
Der Stadtrat der Stadt Passau hat den o.a. Bebauungsplan am 27.07.2026 als Satzung beschlossen.  
Dieser Beschluss wird hiermit gemäß § 10 Abs. 3 des Baugesetzbuchs (BauGB) ortsüblich bekannt gemacht. 
 
Mit dem Tage der Bekanntmachung wird der Bebauungsplan rechtsverbindlich.  
 
Der Bauleitplan, die Begründung und ggf. weitergehende Unterlagen können unter folgender Internetadresse 
eingesehen werden: https://www.o-sp.de/passau/. Der Bebauungsplan mit Begründung sowie etwaige auf im 
Bauleitplan Bezug genommene DIN-Vorschriften bzw. Technische Regelwerke werden zudem vom heutigen 
Tage an im Neuen Rathaus, Rathausplatz 3, 94032 Passau, 2. Etage, Zimmer 206, während der Dienststunden 
zur öffentlichen Einsichtnahme bereitgehalten. Die Einsichtnahme der Unterlagen sowie die Möglichkeit über 
die Inhalte, Auskunft zu erlangen, sind nach möglichst vorheriger telefonischer Anmeldung unter 0851 / 396 – 
398 bzw. - 231 zu den Dienststunden möglich. 
 
Auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften und 
von Mängeln der Abwägung sowie die Rechtsfolgen des § 215 Abs. 1 BauGB wird hingewiesen. 
 
Unbeachtlich werden demnach 
1. eine nach § 214 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- 
und 
Formvorschriften, 
2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften über das 
Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans, 
3. nach § 214 Abs. 3 S. 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs und 
4. nach § 214 Abs. 2a im beschleunigten Verfahren beachtliche Fehler, 
 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Bebauungsplans schriftlich gegenüber der 
Gemeinde geltend gemacht worden sind; der Sachverhalt, der die Verletzung oder den Mangel begründen soll, 
ist darzulegen. Außerdem wird auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB 
hingewiesen. Danach erlöschen Entschädigungsansprüche für nach den §§ 39 bis 42 BauGB eingetretene 
Vermögensnachteile, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die 
Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruches herbeigeführt wird. 
 
Passau, den 05.08.2026                  
STADT PASSAU 
Andreas Rother 
Oberbürgermeister 
  



 

 190 

 Vollzug des Baugesetzbuches (BauGB); 
      Bebauungsplan „Kastenreuth – West (Erweiterung)“, Gmkg. Grubweg; 
      Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses gem. § 10 Abs. 3 BauGB 
 
Durch die Aufstellung des Bebauungsplans „Kastenreuth – West (Erweiterung)“, Gemarkung Grubweg, wird im 
Bereich der Fl. Nr. 394/8, Gmkg. Grubweg eine Gewerbegebietserweiterung an den bereits rechtskräftigen, 
angrenzenden Bebauungsplan „Kastenreuth – West“ geschaffen.  
Der Stadtrat der Stadt Passau hat den o.a. Bebauungsplan am 27.07.2026 als Satzung beschlossen.  
Dieser Beschluss wird hiermit gemäß § 10 Abs. 3 des Baugesetzbuchs (BauGB) ortsüblich bekannt gemacht. 
 
Mit dem Tage der Bekanntmachung wird der Bebauungsplan rechtsverbindlich.  
 
Der Bauleitplan, die Begründung und ggf. weitergehende Unterlagen können unter folgender Internetadresse 
eingesehen werden: https://www.o-sp.de/passau/. Der Bebauungsplan mit Begründung sowie etwaige auf im 
Bauleitplan Bezug genommene DIN-Vorschriften bzw. Technische Regelwerke werden zudem vom heutigen 
Tage an im Neuen Rathaus, Rathausplatz 3, 94032 Passau, 2. Etage, Zimmer 206, während der Dienststunden 
zur öffentlichen Einsichtnahme bereitgehalten. Die Einsichtnahme der Unterlagen sowie die Möglichkeit über 
die Inhalte, Auskunft zu erlangen, sind nach möglichst vorheriger telefonischer Anmeldung unter 0851 / 396 – 
398 bzw. - 231 zu den Dienststunden möglich. 
 
Auf die Voraussetzungen für die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften und 
von Mängeln der Abwägung sowie die Rechtsfolgen des § 215 Abs. 1 BauGB wird hingewiesen. 
 
Unbeachtlich werden demnach 
1. eine nach § 214 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- 
und 
Formvorschriften, 
2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften über das 
Verhältnis des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans, 
3. nach § 214 Abs. 3 S. 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs und 
4. nach § 214 Abs. 2a im beschleunigten Verfahren beachtliche Fehler, 
 
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntmachung des Bebauungsplans schriftlich gegenüber der 
Gemeinde geltend gemacht worden sind; der Sachverhalt, der die Verletzung oder den Mangel begründen soll, 
ist darzulegen. Außerdem wird auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB 
hingewiesen. Danach erlöschen Entschädigungsansprüche für nach den §§ 39 bis 42 BauGB eingetretene 
Vermögensnachteile, wenn nicht innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die 
Vermögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruches herbeigeführt wird. 
 
Passau, den 05.08.2026                  
STADT PASSAU 
Andreas Rother 
Oberbürgermeister 
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 Vollzug des Baugesetzbuches (BauGB); 
Bebauungsplan „SO Lindau“, Gmkg. Grubweg, 2. Änderung 
Bekanntmachung der erneuten öffentlichen Auslegung gem. § 4a Abs. 3 BauGB i.Vm. § 13 a Abs. 2 Nr.1 
BauGB und § 13 Abs. 2 Nr.2 BauGB 
 
Der Ausschuss für Stadtentwicklung und Mobilität der Stadt Passau hat in seiner Sitzung am 27.10.2025 
die Einleitung des o.a. Verfahrens beschlossen. Der Geltungsbereich der 2. Änderung des Bebauungsplans 
„SO Lindau“ befindet am östlichen Stadtrand der Stadt Passau im Stadtteil Grubweg und umfasst das Bau-
grundstück Flurnummer 60/1, 60/6, 60/4 (TF), 60/22, 60/23, 60/24 (TF) jeweils der Gemarkung Grubweg. 
Ziel der Änderung des Bebauungsplanes ist, insbesondere durch Erweiterung der Verkaufsfläche, den 
Standort der Filiale für die Zukunft zu erhalten, Arbeitsplätze und die Nahversorgung längerfristig zu sichern. 
Durch die Änderung werden die baurechtlichen Voraussetzungen für einen modernen Lebensmittelmarkt 
geschaffen als sinnvolle Weiterentwicklung im Hinblick auf das flächensparende Bauen. 
 

 
Geltungsbereich (nicht maßstabsgetreu) 

 
 

Nachdem die beabsichtigte Maßnahme einen Bebauungsplan der Innenentwicklung im Sinne des § 13a 
BauGB darstellt, wird das Änderungsverfahren im sogenannten beschleunigten Verfahren durchgeführt. Da-
bei wird insbesondere auf die Durchführung einer förmlichen Umweltprüfung im Sinne von § 2 Abs. 4 
BauGB bzw. der Aufstellung eines Umweltberichts im Sinne von § 2a BauGB gem. § 13 Abs. 3 i. V. m. § 
13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB verzichtet. 

 
Die Ergebnisse der zwischenzeitlich von 07.05.2026 bis einschließlich 08.06.2026 durchgeführten, öffent-
lichen Auslegung und der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange erfordern 
eine teilweise Änderung des Bebauungsplanentwurfs. Ergänzt bzw. geändert wurden insbesondere: 

 
• Festsetzungen zur Anbaubeschränkung zur Bundesstraße 
• Erweiterung des Geltungsbereichs um die Fl. Nrn. 60/22 und 60/24 (TF), jeweils Gmkg. Grubweg 
• Änderung der Festsetzung der Höhenlage der Gebäude in Bezug auf die Abweichungen 
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• Änderung der grünordnerischen Maßnahmen bzgl. Baumpflanzungen 
• Aufnahme von Hinweisen zum Hochwasser, Grundwasser, wild abfließenden Niederschlagswassers, 

Starkregenereignissen und Sturzfluten 
• Ergänzung in den Festsetzungen und Hinweisen zum Bebauungsplan bezüglich Klimaschutz und Kli-

mawandelanpassung 
• Ergänzungen zum Schallschutz 
• Zudem wurden redaktionelle Änderungen vorgenommen wie  

− Redaktionelle Anpassungen in der Begründung 
− Anpassung der Verfahrensvermerke 

Der o.a. Bebauungsplanentwurf wird aufgrund dieser Änderungen gem. § 4 a Abs. 3 Satz 1 BauGB erneut 
ausgelegt. Die Dauer der Auslegung wird dabei gem. § 4 a Abs. 3 Satz 3 BauGB verkürzt. 

 
Der o.a. Bebauungsplanentwurf (Stand: 04.08.2026) mit Begründung (Stand: 04.08.2026) sind Bestandteil 
der Auslegungsunterlagen. 
 
Es sind dabei folgende Arten wesentlicher umweltbezogener Informationen verfügbar:  

- Schalltechnische Verträglichkeitsuntersuchung Nr. 225164/2 vom 23.01.2026 (Ingenieurbüro 
Greiner) 

- Inhalte zu den geplanten Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich mit 
Vermeidungsmaßnahmen bezogen auf die verschiedenen Schutzgüter 

 
Bestandteil der ausliegenden Unterlagen sind auch die bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellungnah-
men bzw. Informationen zu den Themen: 
Aussagen zur Raumordnung, Aussagen zu den infrastrukturellen Belangen inkl. Öffentl. Versorgungsleitun-
gen und Erschließungseinrichtungen, land- und forstwirtschaftlicher Belange, Aussagen zu den Fachberei-
chen Leitungs-, Sicherungstechnik und Telekommunikation bzw. Telekommunikationsinfrastruktur; Be-
lange der Wirtschaft, Aussagen hinsichtlich natur- und umweltschutzrechtlicher Belange, sowie Belange 
hinsichtlich des Klimaschutzes, zu Immissionen und wasserrechtlicher Belange. 
 
Sämtliche o.a. Unterlagen können von 13.08.2026 – 28.08.2026 unter folgender Internetadresse eingese-
hen werden: https://www.o-sp.de/passau/. Zusätzlich zur Veröffentlichung im Internet liegen diese Unterla-
gen als andere leicht zu erreichende Zugangsmöglichkeit während der Dienststunden vor dem Zimmer 206 
des Neuen Rathauses, II. Etage, Rathausplatz 3, 94032 Passau, öffentlich aus. Soweit Erläuterungen hierzu 
gewünscht sind, bitten wir um telefonische Anmeldung unter 0851/396 – 231 bzw. -398. 
 

 
Während dieses o.a. Zeitraumes können Anregungen bzw. Stellungnahmen – jedoch gem. § 4 a Abs. 3 Satz 
2 BauGB nur zu den geänderten bzw. ergänzten Teilen – von jedermann vorgebracht werden. Stellungnah-
men sollen während dieser Veröffentlichungsfrist digital an stadtplanung@passau.de gesandt werden, kön-
nen aber auch schriftlich an die Dst. Stadtplanung (Rathausplatz 2, 94032 Passau) gerichtet oder während 
der Dienststunden, möglichst nach vorheriger telefonischer Anmeldung unter 0851/ 396 – 231 bzw.- 398, 
zur Niederschrift abgegeben werden. Des Weiteren liegen in der Dienststelle Stadtplanung (Neues Rathaus, 
Zi. 206) etwaige auf im Bauleitplan Bezug genommene DIN- Vorschriften bzw. Technische Regelwerke zur 
Einsichtnahme bereit. 
 
 

Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei der Beschlussfassung über den Bebauungsplan 

http://www.o-sp.de/passau/
mailto:stadtplanung@passau.de
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unberücksichtigt bleiben, wenn die Stadt Passau den Inhalt nicht kannte und nicht hätte kennen müssen und 
deren Inhalt für die Rechtmäßigkeit des Bebauungsplans nicht von Bedeutung ist. 

 

Der Inhalt dieser Bekanntmachung ist zusätzlich im Internet unter: https://www.o-sp.de/passau/ eingestellt. 
Ebenfalls sind der Inhalt dieser Bekanntmachung und die nach § 3 Abs. 2 Satz 1 BauGB zu veröffentlichen-
den Unterlagen auch über das zentrale Internetportal des Landes zugänglich. 
Weitere Informationen erteilt die Dienststelle Stadtplanung unter 0851 / 396 – 231 bzw. - 398. 

 
  Datenschutz: 

Die Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt auf der Grundlage der Art. 6 Abs. 1 Buchstabe e (DSGVO) 
i. V. mit § 3 BauGB und dem BayDSG. Sofern Sie Ihre Stellungnahme ohne Absenderangaben abgeben, 
erhalten Sie keine Mitteilung über das Ergebnis der Prüfung. Weitere Informationen entnehmen Sie bitte 
dem F ormblatt „Datenschutzrechtliche Informationspflichten im Bauleitplanverfahren“ das ebenfalls im In-
ternet zu finden ist. 

Passau, 05.08.2026 
STADT PASSAU 
Andreas Rother 
Oberbürgermeister 

  

https://www.o-sp.de/passau/
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 Vollzug des Baugesetzbuches (BauGB); 
     Bebauungsplan „Säumerweg“, Gemarkung Grubweg, 10. Änderung 
     Bekanntmachung der erneuten öffentlichen Auslegung  
     gem. § 4a Abs. 3 BauGB i.Vm. § 13 a Abs. 2 Nr.1    BauGB und 
     § 13 Abs. 2 Nr.2 BauGB 

Der Ausschuss für Stadtentwicklung und Mobilität der Stadt Passau hat in seiner Sitzung am 05.12.2024 
die Einleitung des o. a. Verfahrens beschlossen. Mit der vorliegenden 10. Änderung des seit 1990 rechts-
verbindlichen Bebauungsplanes „Säumerweg, 8. Änderung“, Gemarkung Grubweg soll das Allgemeine 
Wohngebiet (WA) im Umgriff der Anwesen Säumerweg 9 und 11 im Zuge einer maßvollen Nachverdichtung 
geändert werden. Die Planung umfasst die Grundstücke mit den Flurnummern 230/14, 230/15, 230/18, 
230/19, 230/20, 330/2 (TF) und 231/3 Gemarkung Grubweg. 
 

 
 

Geltungsbereich (nicht maßstabsgetreu) 
 
 

Nachdem die beabsichtigte Maßnahme einen Bebauungsplan der Innenentwicklung im Sinne des § 13a 
BauGB darstellt, wird das Änderungsverfahren im sogenannten beschleunigten Verfahren durchgeführt. Da-
bei wird insbesondere auf die Durchführung einer förmlichen Umweltprüfung im Sinne von § 2 Abs. 4 
BauGB bzw. der Aufstellung eines Umweltberichts im Sinne von § 2a BauGB gem. § 13 Abs. 3 i. V. m. § 
13a Abs. 2 Nr. 1 BauGB verzichtet. 

 
Die Ergebnisse der zwischenzeitlich von 07.05.2026 bis einschließlich 08.06.2026 durchgeführten, öffent-
lichen Auslegung und der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange erfordern 
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eine teilweise Änderung des Bebauungsplanentwurfs. Ergänzt bzw. geändert wurden insbesondere: 
 

• Verkleinerung des Geltungsbereichs; es entfallen die Fl. Nrn. 231/20 und 231/4 (TF), jeweils Gmkg. 
Grubweg 

• Aufnahme von Hinweisen Starkregenereignissen und Sturzfluten 
• Ergänzung in den Hinweisen zum Bebauungsplan bezüglich Klimaschutz und Klimawandelanpas-

sung und den grünordnerischen Maßnahmen 
• Ergänzungen zur Entwässerung 
• Zudem wurden redaktionelle Änderungen vorgenommen wie  

− Redaktionelle Anpassungen in der Begründung 
− Anpassung der Verfahrensvermerke 

Der o.a. Bebauungsplanentwurf wird aufgrund dieser Änderungen gem. § 4 a Abs. 3 Satz 1 BauGB erneut 
ausgelegt. Die Dauer der Auslegung wird dabei gem. § 4 a Abs. 3 Satz 3 BauGB verkürzt. 

 
Der o.a. Bebauungsplanentwurf (Stand: 04.08.2026) mit Begründung (Stand: 04.08.2026) sind Bestandteil 
der Auslegungsunterlagen. 
 
Es sind dabei folgende Arten wesentlicher umweltbezogener Informationen verfügbar:  

- Inhalte zu den geplanten grünordnerischen Maßnahmen 
 

Bestandteil der ausliegenden Unterlagen sind auch die bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellungnah-
men bzw. Informationen zu den Themen: 
Aussagen zur Raumordnung, Aussagen zu den infrastrukturellen Belangen inkl. Öffentl. Versorgungsleitun-
gen und Erschließungseinrichtungen, land- und forstwirtschaftlicher Belange, Aussagen zu den Fachberei-
chen Leitungs-, Sicherungstechnik und Telekommunikation bzw. Telekommunikationsinfrastruktur; Be-
lange der Wirtschaft, Aussagen hinsichtlich natur- und umweltschutzrechtlicher Belange, sowie Belange 
hinsichtlich des Klimaschutzes, zu Immissionen und wasserrechtlicher Belange. 
 
Sämtliche o.a. Unterlagen können von 13.08.2026 – 28.08.2026 unter folgender Internetadresse eingese-
hen werden: https://www.o-sp.de/passau/. Zusätzlich zur Veröffentlichung im Internet liegen diese Unterla-
gen als andere leicht zu erreichende Zugangsmöglichkeit während der Dienststunden vor dem Zimmer 206 
des Neuen Rathauses, II. Etage, Rathausplatz 3, 94032 Passau, öffentlich aus. Soweit Erläuterungen hierzu 
gewünscht sind, bitten wir um telefonische Anmeldung unter 0851/396 – 231 bzw. -398. 

 
Während dieses o.a. Zeitraumes können Anregungen bzw. Stellungnahmen – jedoch gem. § 4 a Abs. 3 Satz 
2 BauGB nur zu den geänderten bzw. ergänzten Teilen – von jedermann vorgebracht werden. Stellungnah-
men sollen während dieser Veröffentlichungsfrist digital an stadtplanung@passau.de gesandt werden, kön-
nen aber auch schriftlich an die Dst. Stadtplanung (Rathausplatz 2, 94032 Passau) gerichtet oder während 
der Dienststunden, möglichst nach vorheriger telefonischer Anmeldung unter 0851/ 396 – 231 bzw.- 398, 
zur Niederschrift abgegeben werden. Des Weiteren liegen in der Dienststelle Stadtplanung (Neues Rathaus, 
Zi. 206) etwaige auf im Bauleitplan Bezug genommene DIN- Vorschriften bzw. Technische Regelwerke zur 
Einsichtnahme bereit. 
 

Nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen können bei der Beschlussfassung über den Bebauungsplan 
unberücksichtigt bleiben, wenn die Stadt Passau den Inhalt nicht kannte und nicht hätte kennen müssen und 
deren Inhalt für die Rechtmäßigkeit des Bebauungsplans nicht von Bedeutung ist. 

 

http://www.o-sp.de/passau/
mailto:stadtplanung@passau.de
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Der Inhalt dieser Bekanntmachung ist zusätzlich im Internet unter: https://www.o-sp.de/passau/ eingestellt. 
Ebenfalls sind der Inhalt dieser Bekanntmachung und die nach § 3 Abs. 2 Satz 1 BauGB zu veröffentlichen-
den Unterlagen auch über das zentrale Internetportal des Landes zugänglich. 
Weitere Informationen erteilt die Dienststelle Stadtplanung unter 0851 / 396 – 231 bzw. - 398. 
 

  Datenschutz: 
Die Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt auf der Grundlage der Art. 6 Abs. 1 Buchstabe e (DSGVO) 
i. V. mit § 3 BauGB und dem BayDSG. Sofern Sie Ihre Stellungnahme ohne Absenderangaben abgeben, 
erhalten Sie keine Mitteilung über das Ergebnis der Prüfung. Weitere Informationen entnehmen Sie bitte 
dem F ormblatt „Datenschutzrechtliche Informationspflichten im Bauleitplanverfahren“ das ebenfalls im In-
ternet zu finden ist. 

Passau, 05.08.2026 
STADT PASSAU 
Andreas Rother 
Oberbürgermeister 

  

https://www.o-sp.de/passau/
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